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1.  EU-Verträge: 

EU-Vertrag 

Artikel 6 (ex-Artikel 6 EGV) 

(1) Die Union erkennt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze an, die in 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union vom 7. Dezember 
2000 in der am 12. Dezember 2007 in Straßburg angepassten Fassung 
niedergelegt sind; die Charta der Grundrechte und die Verträge sind 
rechtlich gleichrangig. 

Durch die Bestimmungen der Charta werden die in den Verträgen fest-
gelegten Zuständigkeiten der Union in keiner Weise erweitert. 

Die in der Charta niedergelegten Rechte, Freiheiten und Grundsätze 
werden gemäß den allgemeinen Bestimmungen des Titels VII der Char-
ta, der ihre Auslegung und Anwendung regelt, und unter gebührender 
Berücksichtigung der in der Charta angeführten Erläuterungen, in denen 
die Quellen dieser Bestimmungen angegeben sind, ausgelegt. 

(2) Die Union tritt der Europäischen Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten bei. Dieser Beitritt ändert nicht die in 
den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten der Union. 
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(3) Die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den ge-
meinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, sind als allge-
meine Grundsätze Teil des Unionsrechts. 

Artikel 19 (ex-Artikel 13 EGV) 

(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der Verträge kann der Rat im Rah-
men der durch die Verträge auf die Union übertragenen Zuständigkeiten gemäß ei-
nem besonderen Gesetzgebungsverfahren und nach Zustimmung des Europäischen 
Parlaments einstimmig geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus 
Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu 
bekämpfen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 können das Europäische Parlament und der Rat ge-
mäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren die Grundprinzipien für Fördermaß-
nahmen der Union unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten zur Unterstützung der Maßnahmen festle-
gen, die die Mitgliedstaaten treffen, um zur Verwirklichung der in Absatz 1 genannten 
Ziele beizutragen. 

____________________ 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

Titel III Gleichheit, Art. 21 Abs. 1 

(1) Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Haut-
farbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Spra-
che, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen An-
schauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der 
Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sind verbo-
ten. 

Titel VII Allgemeine Bestimmungen, Art. 51 Abs. 1 

(1) Diese Charta gilt für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union 
unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich 
bei der Durchführung des Rechts der Union. Dementsprechend achten sie die Rech-
te, halten sie sich an die Grundsätze und fördern sie deren Anwendung entspre-
chend ihren jeweiligen Zuständigkeiten und unter Achtung der Grenzen der Zustän-
digkeiten, die der Union in den Verträgen übertragen werden. 

____________________ 

2. Verordnungen 

Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 723/2004 des Rates vom 22. März 2004 zur Än-
derung des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der Be-
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften - 
ABl. L 124 v. 27.4.2004, S. 1-118  
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Erwägungsgrund 7 

Der im EG-Vertrag verankerte Grundsatz der Nichtdiskriminierung muss gewahrt 
werden; deshalb gilt es die Personalpolitik weiterzuentwickeln, um Chancengleichheit 
für alle ungeachtet des Geschlechts, der körperlichen Leistungsfähigkeit, des Alters, 
der Rasse, der ethnischen Zugehörigkeit, der sexuellen Ausrichtung und des Fami-
lienstands zu gewährleisten. 

Artikel 1d: 

(1) Bei der Anwendung dieses Statuts ist jede Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der ge-
netischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politi-
schen oder einer sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Min-
derheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel-
len Ausrichtung verboten. 

Für die Anwendung des Statuts werden nichteheliche Partnerschaften wie Ehen be-
handelt, sofern die Voraussetzungen nach Anhang VII Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe 
c) erfüllt sind.“ 

Artikel 26: 

(4)Die Personalakte darf keinerlei Angaben über die politischen, gewerkschaftlichen, 
weltanschaulichen oder religiösen Aktivitäten und Überzeugungen bzw. über die 
Rasse, den ethnischen Ursprung oder die sexuelle Ausrichtung des Beamten ent-
halten. 

(5) Absatz 4 untersagt indessen nicht, dass dem Beamten bekannte Verwaltungsakte 
und Unterlagen, die zur Anwendung des Statuts erforderlich sind, in die Personalakte 
aufgenommen werden. 

Artikel 82 

(1) Vertragsbedienstete sind unter den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten auf 
möglichst breiter geografischer Grundlage ohne Rücksicht auf Rasse oder ethnische 
Herkunft, politische, philosophische oder religiöse Überzeugung, Alter, Behinderung, 
Geschlecht oder sexuelle Ausrichtung und ungeachtet ihres Personenstands oder 
ihrer familiären Verhältnisse auszuwählen. 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die För-
derung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) - ABl. L 277 vom 
21.10.2005, S. 1-40 

Artikel 8 - Gleichstellung von Männern und Frauen und Nichtdiskriminierung 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission fördern die Gleichstellung von Männern und 
Frauen und stellen sicher, dass auf den verschiedenen Stufen der Umsetzung der 
Programme Diskriminierungen wegen des Geschlechts, der Rasse oder der ethni-
schen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Ausrichtung ausgeschlossen sind. 
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Das umfasst gleichermaßen die Phasen der Konzeption, der Umsetzung, der Beglei-
tung und der Bewertung. 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen 
durch Personen (Schengener Grenzkodex) - ABl. L 105 vom 13.04.2006, S. 1-32 

Artikel 6 - Durchführung von Grenzübertrittskontrollen  

(2) Bei der Durchführung der Grenzübertrittskontrollen dürfen die Grenzschutzbeam-
ten Personen nicht aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Her-
kunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung diskriminieren. 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
5. Juli 2006 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 1783/1999 - ABl. L 210 vom 31.07.2006, S. 1-11 

Erwägungsgrund 8 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten sicherstellen, dass es während der 
verschiedenen Durchführungsphasen der aus dem EFRE kofinanzierten operationel-
len Programme zu keiner Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung kommt. 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Be-
stimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäi-
schen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1260/1999 - ABl. L 210 vom 31.07.2006, S. 25-78 

Erwägungsgrund 30 

Im Rahmen ihrer Anstrengungen zugunsten der wirtschaftlichen und sozialen Kohä-
sion ist es in allen Phasen der Durchführung des Fonds das Ziel der Gemeinschaft, 
in Einklang mit den Artikeln 2 und 3 des Vertrags, Ungleichheiten zu beseitigen und 
die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern sowie jede Form der Diskri-
minierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder ethnischen Herkunft, der Reli-
gion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Aus-
richtung zu verhüten. 

Artikel 16 - Gleichstellung von Männern und Frauen und Nichtdiskriminierung 

(.....) 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission treffen die erforderlichen Maßnahmen ge-
gen jede Form der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder ethni-
schen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Ausrichtung auf den verschiedenen Stufen der Durchführung 
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der Fondstätigkeiten und insbesondere in Bezug auf den Zugang zu den Fonds. Ins-
besondere der Zugang für Behinderte ist eines der Kriterien, die bei der Festlegung 
der aus Mitteln der Fonds kofinanzierten Vorhaben sowie auf den verschiedenen 
Stufen der Durchführung zu beachten sind. 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 1889/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 2006 zur Einführung eines Finanzierungsinstruments für die weltweite 
Förderung der Demokratie und der Menschenrechte — (Europäisches Instrument für 
Demokratie und Menschenrechte) ABl. L 386 vom 29.12.2006, S. 1 -11 

Artikel 1 - Ziele 

2. Diese Hilfe zielt vor allem auf Folgendes ab: 

b) Förderung und Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die in der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte und sonstigen internationalen und regionalen 
Verträgen über bürgerliche, politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
verkündet werden, vor allem mit Hilfe von Organisationen der Zivilgesellschaft im 
Zusammenhang u. a. mit: 

iii) der Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit sowie von Diskriminie-
rungen, insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethni-
schen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion 
oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehö-
rigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung; 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 2006 zur Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung - ABl. L 406 vom 30.12.2006, S. 1-6 

Artikel 7 - Gleichstellung von Frauen und Männern und Nichtdiskriminierung 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die Gleichstellung von 
Männern und Frauen sowie die Einbeziehung der Gleichstellungsperspektive in den 
einzelnen Phasen der Durchführung des EGF gefördert werden. Die Kommission und 
die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Schritte, um jede Diskriminierung auf 
Grund des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder Welt-
anschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung in den 
einzelnen Phasen der Durchführung des EGF und insbesondere beim Zugang zum 
EGF zu verhindern- 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 718/2007 der Kommission vom 12. Juni 2007 zur Durchfüh-
rung der Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 des Rates zur Schaffung eines Instruments 
für Heranführungshilfe (IPA) - ABl. L 170 vom 29.06.2007, 1-66 

Artikel 3 - Grundsätze für die Hilfe 

(.....) 
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- Jede Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung wird in allen Phasen der Durchführung der Hilfe verhin-
dert. 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 863/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Juli 2007 über einen Mechanismus zur Bildung von Soforteinsatzteams für 
Grenzsicherungszwecke und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des 
Rates hinsichtlich dieses Mechanismus und der Regelung der Aufgaben und Befug-
nisse von abgestellten Beamten - ABl. L 199 vom 31.07.2007, S. 30-39 

Erwägungsgrund 16 

Diese Verordnung trägt zur korrekten Anwendung derVerordnung (EG) Nr. 562/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über einen Ge-
meinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener 
Grenzkodex) (1) bei. Daher sollten die Teammitglieder und abgestellten Beamten bei 
der Durchführung der Grenzübertrittskontrollen und Grenzüberwachung Personen 
nicht aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religi-
on oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung diskriminieren. Die bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befug-
nisse getroffenen Maßnahmen sollten, gemessen an den damit verfolgten Zielen, 
verhältnismäßig sein. 

Artikel 6 - Aufgaben und Befugnisse der Teammitglieder 

(2) Die Teammitglieder üben ihre Aufgaben und Befugnisse unter uneingeschränkter 
Wahrung der Menschenwürde aus. Die bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und 
Befugnisse getroffenen Maßnahmen müssen, gemessen an den damit verfolgten 
Zielen, verhältnismäßig sein. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse 
dürfen die Teammitglieder Personen nicht aus Gründen des Geschlechts, der Rasse 
oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung diskriminieren. 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. 
Juli 2008 über das Visa-Informationssystem (VIS) und den Datenaustausch zwischen 
den Mitgliedstaaten über Visa für einen kurzfristigen Aufenthalt (VIS-Verordnung) - 
ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 60-81 

Erwägungsgrund 12 

Jede Verarbeitung von VIS-Daten sollte in einem angemessenen Verhältnis zu den 
verfolgten Zielen stehen und für die Ausübung der Aufgaben der zuständigen Behör-
den erforderlich sein. Die zuständigen Behörden sollten bei der Nutzung des VIS si-
cherstellen, dass die Menschenwürde und die Integrität der Personen, deren Daten 
angefordert werden, geachtet werden sowie Personen nicht aufgrund des Ge-
schlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung diskrimi-
niert werden. 
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Artikel 7 - Allgemeine Grundsätze 

(.....) 

(2) Jede zuständige Behörde stellt sicher, dass bei der Nutzung des VIS Antragsteller 
und Personen mit Visa nicht aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder der ethni-
schen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Ausrichtung diskriminiert und die Menschenwürde sowie 
die Integrität der Antragsteller und Personen mit Visa uneingeschränkt geachtet wer-
den 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 390/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2009 zur Änderung der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion an die 
diplomatischen Missionen und die konsularischen Vertretungen, die von Berufskon-
sularbeamten geleitet werden, hinsichtlich der Aufnahme biometrischer 
Identifikatoren einschließlich Bestimmungen über die Organisation der Entgegen-
nahme und Bearbeitung von Visumanträgen -  ABl. L 131 vom 28.5.2009, S. 1–10 

Teil III Punkt 5:  

5. Verhalten der Bediensteten 
(.....) 
Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben dürfen die Konsularbediensteten niemanden 
aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orien-
tierung diskriminieren. 

Anlage 19 B: 

b) er gewährleistet, dass seine Bediensteten in Erfüllung ihrer Aufgaben 
(.....) 
— Personen nicht aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Rasse, ethnischen Herkunft, 
Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, ihres Alters oder ihrer sexuellen 
Ausrichtung diskriminieren und 
(.....) 

____________________ 

Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Juli 2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft (Visakodex) - ABl. L 243 vom 
15.9.2009, S. 1–58 

Artikel 39, Absatz 3:  
„Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben dürfen die Konsularbediensteten niemanden 
aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orien-
tierung diskriminieren. 

Anhang X B.  
b): er gewährleistet, dass seine Bediensteten in Erfüllung ihrer Aufgaben  
(.....) 
— Personen nicht aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Rasse, ethnischen Herkunft, 
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Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, ihres Alters oder ihrer sexuellen 
Ausrichtung diskriminieren, und  
(.....) 

____________________ 

3.  Richtlinien 

Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines all-
gemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung 
und Beruf - ABl. L 303 vom 02.12.2000, S. 16-22 

Erwägungsgründe: 

(11) Diskriminierungen wegen der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung können die Verwirklichung der im 
EG-Vertrag festgelegten Ziele unterminieren, insbesondere die Erreichung eines ho-
hen Beschäftigungsniveaus und eines hohen Maßes an sozialem Schutz, die He-
bung des Lebensstandards und der Lebensqualität, den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt, die Solidarität sowie die Freizügigkeit. 

(12) Daher sollte jede unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung wegen der Religi-
on oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung in den von der Richtlinie abgedeckten Bereichen gemeinschaftsweit 
untersagt werden. Dieses Diskriminierungsverbot sollte auch für Staatsangehörige 
dritter Länder gelten, betrifft jedoch nicht die Ungleichbehandlungen aus Gründen 
der Staatsangehörigkeit und lässt die Vorschriften über die Einreise und den Aufent-
halt von Staatsangehörigen dritter Länder und ihren Zugang zu Beschäftigung und 
Beruf unberührt. 

(23) Unter sehr begrenzten Bedingungen kann eine unterschiedliche Behandlung 
gerechtfertigt sein, wenn ein Merkmal, das mit der Religion oder Weltanschauung, 
einer Behinderung, dem Alter oder der sexuellen Ausrichtung zusammenhängt, 
eine wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern es sich 
um einen rechtmäßigen Zweck und eine angemessene Anforderung handelt. Diese 
Bedingungen sollten in die Informationen aufgenommen werden, die die Mitglied-
staaten der Kommission übermitteln. 

(26) Das Diskriminierungsverbot sollte nicht der Beibehaltung oder dem Erlass von 
Maßnahmen entgegenstehen, mit denen bezweckt wird, Benachteiligungen von Per-
sonen mit einer bestimmten Religion oder Weltanschauung, einer bestimmten Behin-
derung, einem bestimmten Alter oder einer bestimmten sexuellen Ausrichtung zu 
verhindern oder auszugleichen, und diese Maßnahmen können die Einrichtung und 
Beibehaltung von Organisationen von Personen mit einer bestimmten Religion oder 
Weltanschauung, einer bestimmten Behinderung, einem bestimmten Alter oder einer 
bestimmten sexuellen Ausrichtung zulassen, wenn deren Zweck hauptsächlich darin 
besteht, die besonderen Bedürfnisse dieser Personen zu fördern. 

29) Opfer von Diskriminierungen wegen der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sollten über einen ange-
messenen Rechtsschutz verfügen. Um einen effektiveren Schutz zu gewährleisten, 
sollte auch die Möglichkeit bestehen, dass sich Verbände oder andere juristische 
Personen unbeschadet der nationalen Verfahrensordnung bezüglich der Vertretung 
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und Verteidigung vor Gericht bei einem entsprechenden Beschluss der Mitgliedstaa-
ten im Namen eines Opfers oder zu seiner Unterstützung an einem Verfahren beteili-
gen. 

Artikel 1 - Zweck 

Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines allgemeinen Rahmens zur Bekämp-
fung der Diskriminierung wegen der Religion oder der Weltanschauung, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung in Beschäftigung und Beruf im 
Hinblick auf die Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in den Mit-
gliedstaaten. 

____________________ 

Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend das Recht auf 
Familienzusammenführung - ABl. L 251 vom 03.10.2003, S. 12-18 

Erwägungsgrund 5 

Die Mitgliedstaaten sollten diese Richtlinie ohne Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der ge-
netischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politi-
schen oder sonstigen Meinung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, 
des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Aus-
richtung durchführen. 

____________________ 

Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die Rechts-
stellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen - ABl. L 16 
vom 23.01.2004, S. 44-53 

Erwägungsgrund 5 

Die Mitgliedstaaten sollten diese Richtlinie ohne Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der ge-
netischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politi-
schen oder sonstigen Meinung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, 
des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Aus-
richtung durchführen. 

____________________ 

Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Ho-
heitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 
90/365/EWG und 93/96/EWG - ABl. L 158 vom 30.04.2004, S. 77-123 

Erwägungsgrund 31 

Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und -freiheiten und den 
Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union anerkannt wurden. Dem in der Charta enthaltenen Diskriminierungsverbot zu-
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folge sollten die Mitgliedstaaten diese Richtlinie ohne Diskriminierung zwischen den 
Begünstigten dieser Richtlinie etwa aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der Haut-
farbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Spra-
che, der Religion oder Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, 
der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung umsetzen 

____________________ 

Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 2004 über die Erteilung von Aufent-
haltstiteln für Drittstaatsangehörige, die Opfer des Menschenhandels sind oder de-
nen Beihilfe zur illegalen Einwanderung geleistet wurde und die mit den zuständigen 
Behörden kooperieren - ABl. L 261 vom 06.08.2004, S. 19-23 

Erwägungsgrund 7 

Die Mitgliedstaaten sollten die Bestimmungen dieser Richtlinie ohne unterschiedliche 
Behandlung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethni-
schen oder sozialen Herkunft, genetischer Merkmale, der Sprache, der Religion oder 
Weltanschauung, politischer oder sonstiger Überzeugungen, der Zugehörigkeit zu 
einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung anwenden. 

____________________ 

Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die 
Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als 
Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, und 
über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes - ABl. L 304 vom 30.09.2004, S. 12-
23 

Artikel 10 - Verfolgungsgründe 

(1) Bei der Prüfung der Verfolgungsgründe berücksichtigen die Mitgliedstaaten Fol-
gendes: 

d) Eine Gruppe gilt insbesondere als eine bestimmte soziale Gruppe, wenn (.....) 

Je nach den Gegebenheiten im Herkunftsland kann als eine soziale Gruppe auch 
eine Gruppe gelten, die sich auf das gemeinsame Merkmal der sexuellen Ausrich-
tung gründet. Als sexuelle Ausrichtung dürfen keine Handlungen verstanden werden, 
die nach dem nationalen Recht der Mitgliedstaaten als strafbar gelten; geschlechter-
bezogene Aspekte können berücksichtigt werden, rechtfertigen aber für sich allein 
genommen noch nicht die Annahme, dass dieser Artikel anwendbar ist. 

____________________ 

Richtlinie 2004/114/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 über die Bedingungen 
für die Zulassung von Drittstaatsangehörigen zur Absolvierung eines Studiums oder 
zur Teilnahme an einem Schüleraustausch, einer unbezahlten Ausbildungsmaßnah-
me oder einem Freiwilligendienst - ABl. L 375 vom 23.12.2004, S. 12-18 

 

 



- 11 - 

Erwägungsgrund 5 

Die Mitgliedstaaten sollten diese Richtlinie ohne Diskriminierung aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der 
genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder Weltanschauung, der politi-
schen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, 
des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Aus-
richtung umsetzen. 

____________________ 

Richtlinie 2005/71/EG des Rates vom 12. Oktober 2005 über ein besonderes Zulas-
sungsverfahren für Drittstaatsangehörige zum Zwecke der wissenschaftlichen For-
schung - ABl. L 289 vom 03.11.2005, S. 15-22 

Erwägungsgrund 24 

Die Mitgliedstaaten setzen diese Richtlinie ohne Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der ge-
netischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder Weltanschauung, der politi-
schen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, 
des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Aus-
richtung um. 

____________________ 

Richtlinie 2007/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. De-
zember 2007 zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des Rates zur Koordinierung 
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Aus-
übung der Fernsehtätigkeit - ABl. L 332 vom 18.12.2007, S. 27–45 

Artikel 3e 

c) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation darf nicht 

ii) Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht, Rasse oder ethnischer Herkunft, 
Staatsangehörigkeit, Religion oder Glauben, Behinderung, Alter oder sexueller Aus-
richtung beinhalten oder fördern; 

____________________ 

Richtlinie 2008/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. No-
vember 2008 über Leiharbeit - ABl. L 327 vom 5.12.2008, S.9-14 

Artikel 5 - Grundsatz der Gleichbehandlung 

(1) Die wesentlichen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen der Leiharbeitnehmer 
entsprechen während der Dauer ihrer Überlassung an ein entleihendes Unterneh-
men mindestens denjenigen, die für sie gelten würden, wenn sie von jenem genann-
ten Unternehmen unmittelbar für den gleichen Arbeitsplatz eingestellt worden wären. 

Bei der Anwendung von Unterabsatz 1 müssen die im entleihenden Unternehmen 
geltenden Regeln in Bezug auf 

a) (.....) 
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b) die Gleichbehandlung von Männern und Frauen und sämtliche Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Orientierung so eingehalten werden, wie sie durch Gesetze, 
Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, Tarifverträge und/oder sonstige Bestim-
mungen allgemeiner Art festgelegt sind. 

____________________ 

Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. De-
zember 2008 über gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur 
Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger - ABl. L 348 vom 24.12.2008, 
S. 98-107 

Erwägungsgrund 21 

Die Mitgliedstaaten sollten die Bestimmungen dieser Richtlinie ohne Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen 
Abstammung, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Welt-
anschauung, der politischen oder sonstigen Überzeugungen, der Zugehörigkeit zu 
einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung umsetzen. 

____________________ 

4.  Rahmenbeschlüsse 

Rahmenbeschluss des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl 
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten - ABl. L 190 vom 
18.07.2002, S. 1-18 

Erwägungsgrund 12 

Der vorliegende Rahmenbeschluss achtet die Grundrechte und wahrt die in Artikel 6 
des Vertrags über die Europäische Union anerkannten Grundsätze, die auch in der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere in deren Kapitel VI, 
zum Ausdruck kommen. Keine Bestimmung des vorliegenden Rahmenbeschlusses 
darf in dem Sinne ausgelegt werden, dass sie es untersagt, die Übergabe einer Per-
son, gegen die ein Europäischer Haftbefehl besteht, abzulehnen, wenn objektive An-
haltspunkte dafür vorliegen, dass der genannte Haftbefehl zum Zwecke der Verfol-
gung oder Bestrafung einer Person aus Gründen ihres Geschlechts, ihrer Rasse, 
Religion, ethnischen Herkunft, Staatsangehörigkeit, Sprache oder politischen Über-
zeugung oder sexuellen Ausrichtung erlassen wurde oder dass die Stellung dieser 
Person aus einem dieser Gründe beeinträchtigt werden kann.  

Der vorliegende Rahmenbeschluss belässt jedem Mitgliedstaat die Freiheit zur An-
wendung seiner verfassungsmäßigen Regelung des Anspruchs auf ein ordnungsge-
mäßes Gerichtsverfahren, der Vereinigungsfreiheit, der Pressefreiheit und der Frei-
heit der Meinungsäußerung in anderen Medien. 

____________________ 
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Rahmenbeschluss 2003/577/JI des Rates vom 22. Juli 2003 über die Vollstreckung 
von Entscheidungen über die Sicherstellung von Vermögensgegenständen oder Be-
weismitteln in der Europäischen Union - ABl. L 196 vom 02.08.2003, S. 45-55 

Erwägungsgrund 6 

Der vorliegende Rahmenbeschluss achtet die Grundrechte und wahrt die in Artikel 6 
des Vertrags anerkannten Grundsätze, die auch in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union, insbesondere in deren Kapitel VI, zum Ausdruck kommen. Kei-
ne Bestimmung des vorliegenden Rahmenbeschlusses kann in dem Sinne ausgelegt 
werden, dass sie es verbietet, die Sicherstellung von Vermögensgegenständen, für 
die eine Sicherstellungsentscheidung erlassen wurde, zu versagen, wenn objektive 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Sicherstellungsentscheidung zum Zwecke 
der Verfolgung oder Bestrafung einer Person aus Gründen ihres Geschlechts, ihrer 
Rasse, Religion, ethnischen Herkunft, Staatsangehörigkeit, Sprache, politischen 
Überzeugungen oder sexuellen Ausrichtung erlassen wurde oder dass die Stellung 
dieser Person aus einem dieser Gründe beeinträchtigt werden kann. 

____________________ 

Rahmenbeschluss 2005/214/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die Anwen-
dung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und Geld-
bußen - ABl. L 76 vom 22.03.2005, S. 16-30 

Erwägungsgrund 5 

Der vorliegende Rahmenbeschluss achtet die Grundrechte und wahrt die in Artikel 6 
des Vertrags anerkannten Grundsätze, die auch in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union, insbesondere in deren Kapitel VI, zum Ausdruck kommen. Kei-
ne Bestimmung des vorliegenden Rahmenbeschlusses darf in dem Sinne ausgelegt 
werden, dass sie es untersagt, die Vollstreckung einer Entscheidung abzulehnen, 
wenn objektive Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Geldstrafe oder Geldbuße 
zum Zwecke der Bestrafung einer Person aus Gründen ihres Geschlechts, ihrer Ras-
se, Religion, ethnischen Herkunft, Staatsangehörigkeit, Sprache, politischen Über-
zeugung oder sexuellen Ausrichtung verhängt wurde oder dass die Stellung dieser 
Person aus einem dieser Gründe beeinträchtigt werden kann. 

____________________ 

Rahmenbeschluss 2006/783/JI des Rates vom 6. Oktober 2006 über die Anwen-
dung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Einziehungsentschei-
dungen - ABl. L 328 vom 24.11.2006, S. 59-78 

Erwägungsgrund 13 

Dieser Rahmenbeschluss achtet die Grundrechte und wahrt die in Artikel 6 des Ver-
trags über die Europäische Union anerkannten Grundsätze, die auch in der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere in deren Kapitel VI, zum 
Ausdruck kommen. Dieser Rahmenbeschluss darf nicht so ausgelegt werden, dass 
er es untersagt, die Einziehung von Vermögensgegenständen, für die eine Einzie-
hungsentscheidung erlassen wurde, abzulehnen, wenn objektive Anhaltspunkte da-
für vorliegen, dass die Entscheidung zum Zwecke der Verfolgung oder Bestrafung 
einer Person aus Gründen ihres Geschlechts, ihrer Rasse, Religion, ethnischen Her-
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kunft, Staatsangehörigkeit, Sprache, politischen Überzeugung oder sexuellen Aus-
richtung erlassen wurde oder dass die Stellung dieser Person aus einem dieser 
Gründe beeinträchtigt werden kann. 

____________________ 

Rahmenbeschluss 2008/909/JI des Rates vom 27. November 2008 über die An-
wendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Urteile in Strafsa-
chen, durch die eine freiheitsentziehende Strafe oder Maßnahme verhängt wird, für 
die Zwecke ihrer Vollstreckung in der Europäischen Union- ABl. L 327 vom 
16.12.2008, S. 27-46 

Erwägungsgrund 13 

Dieser Rahmenbeschluss achtet die Grundrechte und wahrt die in Artikel 6 des Ver-
trags über die Europäische Union anerkannten Grundsätze, die auch in der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere in deren Kapitel VI, zum 
Ausdruck kommen. Die Bestimmungen dieses Rahmenbeschlusses dürfen nicht so 
ausgelegt werden, als untersagten sie es, die Vollstreckung einer Entscheidung ab-
zulehnen, wenn objektive Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Sanktion zum 
Zwecke der Bestrafung einer Person aus Gründen ihres Geschlechts, ihrer Rasse, 
Religion, ethnischen Herkunft, Staatsangehörigkeit, Sprache, politischen Überzeu-
gung oder sexuellen Ausrichtung verhängt wurde oder dass die Stellung dieser 
Person aus einem dieser Gründe beeinträchtigt werden kann. 

____________________ 

Rahmenbeschluss 2008/947/JI des Rates vom 27. November 2008 über die An-
wendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Urteile und Bewäh-
rungsentscheidungen im Hinblick auf die Überwachung von Bewährungsmaßnahmen 
und alternativen Sanktionen - ABl. L 337 vom 16.12.2008, S. 102-122 

Erwägungsgrund 5 

Dieser Rahmenbeschluss achtet die Grundrechte und wahrt die in Artikel 6 des Ver-
trags über die Europäische Union anerkannten Grundsätze, die auch in der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere in deren Kapitel VI, zum 
Ausdruck kommen. Keine Bestimmung dieses Rahmenbeschlusses sollte in dem 
Sinne ausgelegt werden, dass sie es untersagt, die Anerkennung eines Urteils 
und/oder die Überwachung einer Bewährungsmaßnahme oder alternativen Sanktion 
abzulehnen, wenn objektive Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Bewährungs-
maßnahme oder alternative Sanktion zum Zwecke der Bestrafung einer Person aus 
Gründen ihres Geschlechts, ihrer Rasse, Religion, ethnischen Herkunft, Staatsange-
hörigkeit, Sprache, politischen Überzeugung oder sexuellen Ausrichtung verhängt 
wurde oder dass die Stellung dieser Person aus einem dieser Gründe beeinträchtigt 
sein könnte. 

Rahmenbeschluss 2008/978/JI des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Euro-
päische Beweisanordnung zur Erlangung von Sachen, Schriftstücken und Daten zur 
Verwendung in Strafsachen - ABl. L 350 vom 30.12.2008, S. 72-92 
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Erwägungsgrund 27 

Dieser Rahmenbeschluss steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, 
die in Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union und in der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere Kapitel VI, anerkannt sind. Kei-
ne Bestimmung des vorliegenden Rahmenbeschlusses kann in dem Sinne ausgelegt 
werden, dass sie es verbietet, die Vollstreckung einer Europäischen Beweisanord-
nung zu versagen, wenn objektive Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Europäi-
sche Beweisanordnung zum Zwecke der Verfolgung oder Bestrafung einer Person 
aus Gründen ihres Geschlechts, ihrer Rasse, ethnischen Herkunft, Religion, sexuel-
len Ausrichtung, Staatsangehörigkeit, Sprache oder politischen Überzeugungen 
erlassen wurde oder dass die Stellung dieser Person aus einem dieser Gründe be-
einträchtigt werden kann. 

____________________ 

Rahmenbeschluss 2009/829/JI des Rates vom 23. Oktober 2009 über die Anwen-
dung — zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union — des Grundsatzes 
der gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen über Überwachungsmaßnah-
men als Alternative zur Untersuchungshaft - ABl. L 294 vom 11.11.2009, S. 20–40 

Erwägungsgrund 16: 

Dieser Rahmenbeschluss achtet die Grundrechte und wahrt die Grundsätze, die ins-
besondere in Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union anerkannt werden 
und die auch in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union zum Ausdruck 
kommen. Die Bestimmungen dieses Rahmenbeschlusses dürfen nicht so ausgelegt 
werden, als untersagten sie es, die Anerkennung einer Entscheidung über Überwa-
chungsmaßnahmen abzulehnen, wenn objektive Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
sie zum Zwecke der Bestrafung einer Person aus Gründen ihres Geschlechts, ihrer 
Rasse, Religion, ethnischen Herkunft, Staatsangehörigkeit, Sprache, politischen 
Überzeugung oder sexuellen Ausrichtung verhängt wurde oder dass diese Person 
aus einem dieser Gründe benachteiligt sein könnte. 

____________________ 

5.  Beschlüsse 

Beschluss 2000/750/EG des Rates vom 27. November 2000 über ein Aktionspro-
gramm der Gemeinschaft zur Bekämpfung von Diskriminierungen (2001-2006) - ABl. 
L 303 vom 02.12.2000, S. 23-28 

Artikel 1 - Aufstellung des Programms  

Mit diesem Beschluss wird für den Zeitraum vom 1. Januar 2001 bis zum 31. De-
zember 2006 ein gemeinschaftliches Aktionsprogramm zur Förderung von Maßnah-
men zur Bekämpfung direkter oder indirekter Diskriminierungen aus Gründen der 
Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung (im Folgenden „Programm“ ge-
nannt) aufgestellt. 

____________________ 
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Beschluss 2001/822/EG des Rates vom 27. November 2001 über die Assoziation 
der überseeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen Gemeinschaft ("Über-
see-Assoziationsbeschluss") - ABl. L 314 vom 30.11.2001, S. 1-77 

Artikel 2 - Wesentliche Bestandteile 

(2) In den in diesem Beschluss genannten Bereichen der Zusammenarbeit gibt es 
keine Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung. 

____________________ 

Beschluss Nr. 2004/676/EG des Rates vom 24. September 2004 über das Statut 
der Bediensteten der Europäischen Verteidigungsagentur - ABl. L 310 vom 
07.10.2004 S. 9 - 63 

Artikel 5 

(1) Bei der Anwendung dieses Statuts ist jede Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der ge-
netischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politi-
schen oder einer sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Min-
derheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel-
len Ausrichtung verboten. 

Artikel 32 

(.....) 

Die Personalakte darf keinerlei Angaben über die politischen, gewerkschaftlichen, 
weltanschaulichen oder religiösen Aktivitäten und Überzeugungen bzw. über die 
Rasse, den ethnischen Ursprung oder die sexuelle Ausrichtung der Bediensteten 
auf Zeit enthalten. 

(.....) 

Art. 36 

(1) (.....) 

Die Bediensteten auf Zeit werden ohne Rücksicht auf Rasse, politische, weltan-
schauliche oder religiöse Überzeugung, Geschlecht und sexuelle Orientierung und 
ungeachtet ihres Personenstands und ihrer familiären Verhältnisse ausgewählt. 

Artikel 104 

(1) Vertragsbedienstete sind unter den Staatsangehörigen der beteiligten Mitglied-
staaten auf möglichst breiter geografischer Grundlage ohne Rücksicht auf Rasse 
oder ethnische Herkunft, politische, weltanschauliche oder religiöse Überzeugung, 
Alter, Behinderung, Geschlecht oder sexuelle Ausrichtung und ungeachtet ihres 
Personenstands oder ihrer familiären Verhältnisse auszuwählen. 

____________________ 
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Beschluss Nr. 771/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 
Mai 2006 zur Einführung des Europäischen Jahres der Chancengleichheit für alle 
(2007) — Beitrag zu einer gerechten Gesellschaft - ABl. L 146 vom 31.05.2006, S. 1-
7 

Erwägungsgründe 2, 10 und 11 

(2) Auf der Grundlage von Artikel 13 des Vertrags hat der Rat die folgenden Richtli-
nien verabschiedet: die Richtlinie 2000/43/EG vom 29. Juni 2000 zur Anwendung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethni-
schen Herkunft, unter anderem in den Bereichen Beschäftigung, berufliche Weiterbil-
dung, Bildung, Güter und Dienstleistungen sowie Sozialschutz, die Richtlinie 
2000/78/EG vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für 
die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, die Diskrimi-
nierungen wegen der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung untersagt, und die Richtlinie 2004/113/EG 
vom 13. Dezember 2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und 
Dienstleistungen. 

(10) Es ist wichtig, dass bei den Aktionen im Zusammenhang mit Rasse oder ethni-
scher Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter oder sexueller 
Ausrichtung den geschlechtsspezifischen Unterschieden in vollem Umfang Rech-
nung getragen wird. 

(11) Die Konsultation, die von der Kommission im Rahmen des am 28. Mai 2004 vor-
gestellten Grünbuchs mit dem Titel „Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung in 
einer erweiterten Europäischen Union“ organisiert wurde, zeigt, dass für eine breite 
Mehrheit der befragten Personen die Union ihre Bemühungen zur Bekämpfung der 
Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, 
der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der se-
xuellen Ausrichtung verstärken muss. 

Artikel 2 - Zielsetzungen 

Das Europäische Jahr hat folgende Zielsetzungen: 

a) Rechte — für das Recht auf Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung sowie für 
das Problem der Mehrfachdiskriminierung sensibilisieren — Das Europäische Jahr 
wird die Botschaft verbreiten, dass alle Menschen Anspruch auf Gleichbehandlung 
haben, unabhängig von Geschlecht, Rasse, ethnischer Herkunft, Religion oder Welt-
anschauung, Behinderung, Alter oder sexueller Ausrichtung. Das Europäische Jahr 
wird das Bewusstsein jener Bevölkerungsgruppen, die Diskriminierungen ausgesetzt 
sind, über ihre Rechte und die bestehenden europäischen Rechtsvorschriften im Be-
reich der Nichtdiskriminierung schärfen. 

c) Anerkennung — die Vielfalt und die Gleichheit fördern und würdigen — Das Euro-
päische Jahr wird, insbesondere durch Hervorhebung der Vorteile der Vielfalt, den 
positiven Beitrag herausstellen, den Menschen für die Gesellschaft insgesamt leisten 
können, unabhängig von Geschlecht, Rasse, ethnischer Herkunft, Religion oder 
Weltanschauung, Behinderung, Alter oder sexueller Ausrichtung. 
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Artikel 4 - Gender mainstreaming 

Das Europäische Jahr trägt den verschiedenen Arten Rechnung, in denen Frauen 
und Männer Diskriminierung aus Gründen der Rasse oder ethnischen Herkunft, der 
Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel-
len Ausrichtung erleben. 

____________________ 

Beschluss Nr. 1672/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. 
Oktober 2006 über ein Gemeinschaftsprogramm für Beschäftigung und soziale Soli-
darität — Progress - ABl. L 315 vom 15.11.2006, S. 1-8 

Erwägungsgrund 8 

Das Diskriminierungsverbot gehört zu den Grundprinzipien der Europäischen Union. 
Artikel 13 des Vertrags sieht vor, dass Diskriminierungen aus Gründen des Ge-
schlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschau-
ung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen 
sind. Das Diskriminierungsverbot ist auch in Artikel 21 der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union verankert. Den besonderen Merkmalen der verschiedenen 
Diskriminierungsformen sollte Rechnung getragen werden, und zur Verhütung und 
Bekämpfung der Diskriminierung aus einem oder mehreren Gründen sollten entspre-
chende Maßnahmen parallel ausgearbeitet werden. Deshalb sind bei der Prüfung der 
Zugänglichkeit und der Ergebnisse des Programms die besonderen Bedürfnisse von 
Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen, um ihren uneingeschränkten und 
gleichberechtigten Zugang zu den im Rahmen des Programms Progress finanzierten 
Maßnahmen und den Ergebnissen und der Evaluierung dieser Maßnahmen, ein-
schließlich des Ausgleichs der Zusatzkosten, die Behinderten durch ihre Behinde-
rung entstehen, zu gewährleisten. Die bei der Bekämpfung bestimmter Formen der 
Diskriminierung, beispielsweise der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, über 
viele Jahre gesammelten Erfahrungen können für die Bekämpfung anderer Formen 
der Diskriminierung von Nutzen sein. 

Erwägungsgrund 9 

Auf der Grundlage von Artikel 13 des Vertrags hat der Rat folgende Richtlinien ange-
nommen: die Richtlinie 2000/43/ EG vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft, 
nach der eine Diskriminierung aufgrund der Rasse oder der ethnischen Herkunft u. a. 
in den Bereichen Beschäftigung, Berufsausbildung, allgemeine Bildung, Zugang zu 
Gütern und Dienstleistungen sowie soziale Sicherung verboten ist, die Richtlinie 
2000/78/EG vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für 
die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, nach der eine 
Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf aus Gründen der Religion oder der Welt-
anschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung verbo-
ten ist, sowie die Richtlinie 2004/113/EG vom 13. Dezember 2004 zur Verwirklichung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu 
und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 

____________________ 
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Beschluss Nr. 1719/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
November 2006 über die Einführung des Programms Jugend in Aktion im Zeitraum 
2007-2013 - ABl. L 327 vom 24.11.2006, 30-44 

Erwägungsgrund 13 

Die aktive Bürgerschaft muss gefördert werden und bei der Umsetzung der Aktionsli-
nien muss die Bekämpfung der Ausgrenzung und Diskriminierung in allen Formen, 
einschließlich aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, 
der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der se-
xuellen Ausrichtung, gemäß Artikel 13 Absatz 1 des Vertrags verstärkt werden. 

Artikel 2 - Allgemeine Ziele des Programms 

(3) Die allgemeinen Ziele des Programms tragen zur Durchführung der Maßnahmen 
der Europäischen Union bei, insbesondere in den Bereichen der Anerkennung der 
kulturellen, multikulturellen und sprachlichen Vielfalt in Europa, der Stärkung des so-
zialen Zusammenhalts und der Bekämpfung von Diskriminierungen aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sowie der 
Sicherstellung einer nachhaltigen Entwicklung. 

____________________ 

Beschluss Nr. 1720/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
November 2006 über ein Aktionsprogramm im Bereich des lebenslangen Lernens - 
ABl. L 327 vom 24.11.2006, S. 45-68 

Artikel 12 - Bereichsübergreifende Fragen 

Bei der Umsetzung des Programms für lebenslanges Lernen ist in angemessener 
Weise dafür zu sorgen, dass die Politik der vollem Umfang unterstützt wird, und zwar 
insbesondere durch 

c) die Förderung der Gleichstellung von Männern und Frauen und die Bekämpfung 
jeglicher Form von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der ethni-
schen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Ausrichtung. 

____________________ 

Beschluss Nr. 1855/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 
Dezember 2006 über das Programm Kultur (2007-2013) - ABl. L 372 vom 
27.12.2006, S. 1-11 

Artikel 12 - Beitrag zu anderen Gemeinschaftszielen 

Das Programm trägt zur Stärkung der Querschnittsziele der Gemeinschaft bei, ins-
besondere durch:  

d) Beitrag zur Beseitigung jeglicher Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, 
der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung. 

____________________ 
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Beschluss Nr. 1903/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12 
Dezember 2006 über das Programm Kultur (2007-2013) - ABl. L 378 vom 
27.12.2006, S. 22-31 

Artikel 12 - Beitrag zu anderen Gemeinschaftszielen 

Das Programm trägt zur Stärkung der Querschnittsziele der Gemeinschaft bei, ins-
besondere durch: 

d) Beitrag zur Beseitigung jeglicher Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, 
der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung. 

____________________ 

Beschluss Nr. 2008/157/EG des Rates vom 18. Februar 2008 über die Grundsätze, 
Prioritäten und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit der Republik Türkei und 
zur Aufhebung des Beschlusses 2006/35/EG - ABl. L 51 vom 26.2.2008, S. 4–18 

Anhang 3.1. Kurzfristige Prioritäten: 
(.....) 
Bekämpfung der Diskriminierung 
—  Wahrung sämtlicher Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Bürger in Recht 
und Praxis, ohne Diskriminierung und unabhängig von Sprache, politischer An-
schauung, Geschlecht, rassischer oder ethnischer Herkunft, Religion oder Weltan-
schauung, Behinderung, Alter oder sexueller Ausrichtung. 

____________________ 

Beschluss Nr. 2008/203/EG des Rates vom 28. Februar 2008 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 168/2007 hinsichtlich der Annahme eines Mehrjahresrahmens 
für die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte für den Zeitraum 2007—
2012 - ABl. L 63 vom 07.03.2008, S. 14-15 

Artikel 2 Themenbereiche 

Die Themenbereiche sind: 

(.....)  

b) Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung und Diskriminierung von Angehörigen von Minderheiten 
sowie alle Kombinationen dieser Gründe (Mehrfachdiskriminierung); 

____________________ 

Beschluss Nr. 1298/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
Dezember 2008 über das Aktionsprogramm Erasmus Mundus (2009-2013) zur Ver-
besserung der Qualität der Hochschulbildung und zur Förderung des interkulturellen 
Verständnisses durch die Zusammenarbeit mit Drittstaaten - ABl. L 340 vom 
19.12.2008, S. 83-98 
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Artikel 10 - Querschnittsthemen 

Bei der Durchführung des Programms ist in angemessener Weise dafür zu sorgen, 
dass die Querschnittspolitiken der Gemeinschaft in vollem Umfang unterstützt wer-
den, und zwar insbesondere durch 

(.....) 

e) Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern sowie Beitrag zur Bekämp-
fung jeglicher Art von Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse 
oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung; 

____________________ 

 

Beschluss 2009/316/JI des Rates vom 6. April 2009 zur Einrichtung des Europäi-
schen Strafregisterinformationssystems (ECRIS) gemäß Artikel 11 des Rahmenbe-
schlusses 2009/315/JI - ABl. L 93 vom 7.4.2009, S. 33 -48 

Anhang A - Gemeinsame Tabelle der Kategorien von Straftatbeständen gemäß Arti-
kel 4 

Code 0914 00: Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der sexu-
ellen Ausrichtung, der Religion oder der ethnischen Herkunft 

___________________ 

Beschluss Nr. 1041/2009/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. 
Oktober 2009 über ein Programm für die Zusammenarbeit mit Fachkräften aus Dritt-
ländern im audiovisuellen Bereich (MEDIA Mundus) - ABl. L 288 vom 4.11.2009, S. 
10–17 

Artikel 11 - Beitrag des Programms zu anderen Gemeinschaftspolitiken und Grund-
sätzen 

Das Programm trägt zur Stärkung der horizontalen Politiken und Grundsätze der 
Gemeinschaft bei, indem es 

(.....) 

e) den Kampf gegen jede Form von Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, 
der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung unterstützt. 

____________________ 

6. Entscheidungen 

Entscheidung des Rates vom 6. Oktober 2006 über strategische Kohäsionsleitlinien 
der Gemeinschaft (2006/702/EG)- ABl. L 291 vom 21.10.2006, S. 11–32 

Erwägungsgrund 15: Die Gleichheit von Männern und Frauen sowie die Vermeidung 
jeglicher Diskriminierung wegen des Geschlechts, der Rasse oder ethnischer Her-
kunft, der Religion oder Überzeugung, einer Behinderung, des Alters oder der sexu-
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eller Orientierung stellen grundlegende Prinzipien der Kohäsionspolitik dar, und sie 
sollten auf allen Ebenen des strategischen Kohäsionskonzeptes wirksam werden. 

Anhang: Strategische Leitlinien der Gemeinschaft zum wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt 2007–2013 
1. (.....) 
Die Mitgliedstaaten sollten geeignete Maßnahmen ergreifen, um jegliche Diskriminie-
rung wegen des Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder Überzeugung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orientierung 
in den verschiedenen Phasen der Durchführung der Fonds zu vermeiden. Insbeson-
dere der behindertengerechte Zugang ist eines der Kriterien, die bei der Definition 
von fondsfinanzierten Operationen beachtet und in den verschiedenen Durchfüh-
rungsphasen berücksichtigt werden müssen. 

____________________ 

7.  Entschließungen 

Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten vom 14. Dezember 2000 zur sozialen Integration der Jugendli-
chen - ABl. C 374 vom 28.12.2000, S. 5-7 

und FORDERN in diesem Zusammenhang die Kommission und die Mitgliedstaaten 
in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich dazu AUF, 

iii) Ziele für die Zusammenarbeit zu prüfen, die darauf gerichtet sind, 

- diskriminierende Verhaltensweisen gegenüber Jugendlichen zu bekämpfen, unge-
achtet dessen, ob es sich um Diskriminierungen wegen des Geschlechts, der Rasse, 
der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Ausrichtung handelt; 

____________________ 

Entschließung des Rates vom 6. Februar 2003 über soziale Integration durch so-
zialen Dialog und Partnerschaft - ABL. C 39 v. 18.02.2003 - S. 1-2 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — UNTER HINWEIS DARAUF, DASS: 

4. es einen zunehmenden Bedarf an einer umfassenderen sozialen Integration gibt, 
die so vielen Menschen wie möglich — unabhängig von Rasse und ethnischer Her-
kunft, Geschlecht, Alter, Behinderung, Religion und sexueller Ausrichtung — eine 
aktive Teilnahme am Arbeitsmarkt und an der Gesellschaft ganz allgemein ermög-
licht; dieser Bedarf wird durch den gegenwärtigen demografischen Wandel hervorge-
hoben, der hinsichtlich des künftigen Arbeitskräfteangebots und des reibungslosen 
Funktionierens der Arbeitsmärkte große Herausforderungen mit sich bringt; 

____________________ 

Entschließung des Rates vom 5. Mai 2003 über die Chancengleichheit für Schüler 
und Studierende mit Behinderungen in Bezug auf allgemeine und berufliche Bildung - 
ABl. C 134 vom 07.06.2003, S. 6-7 
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Erwägungsgrund 2 

2. IN DEM BEWUSSTSEIN, dass die Gemeinschaft gemäß dem Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft unter strikter Beachtung der Verantwortung 
der Mitgliedstaaten für die Lehrinhalte und die Gestaltung des Bildungssystems so-
wie der Vielfalt ihrer Kulturen und Sprachen geeignete Vorkehrungen treffen kann, 
um Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen; 

____________________ 

Entschließung des Rates vom 6. Mai 2003 über die Zugänglichkeit kultureller Ein-
richtungen und kultureller Aktivitäten für Menschen mit Behinderungen - ABl. C 134 
vom 07.06.2003, S. 7-8 

Erwägungsgrund 1 

1. IN DEM BEWUSSTSEIN, dass die Gemeinschaft gemäß dem Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft geeignete Vorkehrungen treffen kann, um Dis-
kriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, 
der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexu-
ellen Ausrichtung zu bekämpfen, 

____________________ 

Entschließung des Rates vom 15. Juli 2003 über die Förderung der Beschäftigung 
und der sozialen Eingliederung der Menschen mit Behinderungen - ABl. C 175 vom 
24.07.2003, S. 1-2 

Erwägungsgründe: 

(2) IN DEM BEWUSSTSEIN, dass der Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft der Gemeinschaft die Möglichkeit bietet, geeignete Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethni-
schen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Ausrichtung zu ergreifen, 

(3) UNTER HINWEIS insbesondere DARAUF, dass der Rat auf der Grundlage von 
Artikel 13 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, der die Mög-
lichkeit bietet, geeignete Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung aus 
Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu 
ergreifen, die Richtlinie 2000/78/EG vom 27. November 2000 zur Festlegung eines 
allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung 
und Beruf angenommen hat,  

____________________ 

Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur Berücksichtigung der Anliegen Jugendli-
cher in Europa — Umsetzung des Europäischen Pakts für die Jugend und Förderung 
eines aktiven Bürgersinns - ABl. C 292 vom 24.11.2005, S. 5-6 
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sind übereingekommen 

4. bei der Umsetzung des Rahmens für die jugendpolitische Zusammenarbeit 

— jegliche Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse oder der ethni-
schen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung oder der 
sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen; 

____________________ 

Entschließung des Rates vom 5. Dezember 2007 zu den Folgemaßnahmen zum 
Europäischen Jahr der Chancengleichheit für alle (2007) - ABl. C 308 vom 
19.12.2007, S. 1-5 

in Erwägung dass: 

1. trotz großer Fortschritte bei der Förderung der Gleichbehandlung und der Bekämp-
fung von Diskriminierungen — unter anderem dank dem Erlass von Rechtsvorschrif-
ten zur Gleichbehandlung und der Einsetzung einzelstaatlicher Gleichbehandlungs-
stellen — Ungleichbehandlung und Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, 
der Rasse oder der ethnischen Herkunft, des Alters, einer Behinderung, der Religion, 
der Weltanschauung oder der sexuellen Ausrichtung in der EU nach wie vorkom-
men, was für die einzelnen betroffenen Frauen und Männer und für die Gesellschaft 
der jeweiligen Mitgliedstaaten insgesamt erhebliche nachteilige Auswirkungen hat; 

mit der Feststellung, dass: 

3. die drei bisher im Rahmen von Artikel 13 des EG-Vertrags angenommenen Richt-
linien zur Umsetzung des Grundsatzes der Chancengleichheit folgende sind: die 
Richtlinie 2000/43/EG des Rates über die Diskriminierung aus Gründen der Rasse 
oder der ethnischen Herkunft in den Bereichen Beschäftigung, Zugang zu Gütern 
und Dienstleistungen, Bildung sowie soziale Sicherung, die Richtlinie 2000/78/EG 
des Rates, die alle weiteren Diskriminierungsgründe betrifft, also Diskriminierungen 
aus Gründen der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Ausrichtung, in Beschäftigung und Beruf sowie die Richtlinie 
2004/113/EG des Rates über die Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts 
beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen und bei der Versorgung damit; 

___________________ 

Entschließung des Rates der Europäischen Union und der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 17. März 2008 zur Situation 
von Menschen mit Behinderungen in der Europäischen Union - ABl. C 75 vom 
26.03.2008, S. 1-4 

Der Rat der Europäischen Union und die im Rat vereinigten Vertreter der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten  

begrüßen: 

3. die von der Kommission durchgeführte öffentliche Anhörung zu neuen Antidiskri-
minierungsmaßnahmen, mit denen gegen Diskriminierung aus Gründen des Ge-
schlechts, der Religion, der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
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sexuellen Ausrichtung in Bereichen, die über Beschäftigung und Beruf hinausge-
hen, vorgegangen werden soll; 

____________________ 

Entschließung des Rates vom 20. November 2008 und der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten zur Gesundheit und zum Wohlbe-
finden junger Menschen - ABl. C 319 vom 13.12.2008, S. 1-3 

Der Rat der Europäischen Union und die im Rat vereinigten Vertreter der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten (.....) 

ersuchen die Mitgliedstaaten und die Kommission 

1. den diesbezüglichen Wissensstand und die einschlägige Forschung zu verbessern 
und regelmäßig zu aktualisieren, und zwar unter Berücksichtigung der Unterschiede 
hinsichtlich der Gesundheit und des Wohlbefindens junger Menschen u. a. aufgrund 
des Alters, des Geschlechts, geografischer oder sozioökonomischer Faktoren, der 
sexuellen Ausrichtung oder einer Behinderung; 

____________________ 

8. Empfehlungen 

Empfehlung der Kommission vom 11. März 2005 über die Europäische Charta für 
Forscher und einen Verhaltenskodex für die Einstellung von Forschern - ABl. L 75 
vom 22.03.2005, S. 67-77 

Für Arbeitgeber und Förderer geltende allgemeine Grundsätze und Anforderungen 

Nichtdiskriminierung 

Arbeitgeber und/oder Förderer von Forschern diskriminieren Forscher in keinerlei 
Hinsicht wegen des Geschlechts, des Alters, der ethnischen, nationalen oder sozia-
len Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, der sexuellen Ausrichtung, 
der Sprache, einer Behinderung, politischen Anschauung oder der sozialen oder 
wirtschaftlichen Umstände. 

____________________ 

Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 
2006 über den Schutz Minderjähriger und den Schutz der Menschenwürde und über 
das Recht auf Gegendarstellung im Zusammenhang mit der Wettbewerbsfähigkeit 
des europäischen Industriezweiges der audiovisuellen Dienste und Online-
Informationsdienste (2006/952/EG) - ABl. L 378 v. 27.12.2006, S. 72-77 

in Erwägung nachstehender Gründe:  

5. Die Gemeinschaft ist bereits bei den audiovisuellen Diensten und Informations-
diensten tätig geworden, um die erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen, um 
den freien Verkehr mit Fernsehsendungen und anderen Informationsdiensten unter 
Beachtung der Grundsätze des freien Wettbewerbs, der freien Meinungsäußerung 
und der Informationsfreiheit sicherzustellen; sie sollte jedoch entschlossener in die-
sem Bereich intervenieren, um Maßnahmen zu erlassen, die die Verbraucher vor der 
Aufstachelung zur Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse oder 
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der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Ausrichtung schützen, und um jegliche derartige Dis-
kriminierung zu bekämpfen. Solche Maßnahmen sollten ein Gleichgewicht zwischen 
dem Schutz der Rechte des Einzelnen einerseits und dem Recht auf freie Meinungs-
äußerung andererseits herstellen, insbesondere in Bezug auf die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten für die Festlegung der Begriffe der Aufstachelung zum Hass oder zur 
Diskriminierung nach nationalem Recht und moralischen Werten. 

18. Der Industriezweig der audiovisuellen Dienste und Online-Informationsdienste 
sollte auf mitgliedstaatlicher Ebene ermutigt werden, unter Wahrung der Meinungs-
und Pressefreiheit jede Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse 
oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung in diesen Medien und der Wer-
bung, einschließlich der neuen Werbeformen, zu vermeiden und zu bekämpfen. 

EMPFEHLEN: 

I. ..... 

3. eine verantwortungsvolle Haltung bei den einschlägigen Berufsgruppen, Vermitt-
lern und Nutzern der neuen Kommunikationsmittel wie das Internet durch folgende 
Maßnahmen fördern: 

a) Ermutigung des Industriezweiges der audiovisuellen Medien und Online-
Informationsdienste, unter Wahrung der Meinungs- und Pressefreiheit Diskriminie-
rung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der 
Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel-
len Ausrichtung in allen audiovisuellen Medien und Online-Informationsdiensten zu 
verhindern und solche Diskriminierungen zu bekämpfen; 

II ..... 

4. zu prüfen, wie Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung in den audiovisuellen Diensten und den On-
line-Informationsdiensten effizient vermieden und bekämpft und ein differenziertes 
und realistisches Bild der Möglichkeiten und Fähigkeiten von Männern und Frauen in 
der Gesellschaft gefördert werden kann; 

____________________ 

9 Übereinkommen 

Übereinkommen zwischen der Europäischen Union und der Republik Island 
und dem Königreich Norwegen über das Übergabeverfahren zwischen den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union und Island und Norwegen - ABl. L 292 vom 
21.10.2006, S. 2-19 

Artikel 1 - Gegenstand und Zweck 

(4) Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als verbiete es, die Übergabe 
einer Person, gegen die ein Haftbefehl im Sinne dieses Übereinkommens besteht, 
abzulehnen, wenn objektive Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der genannte Haft-
befehl zum Zwecke der Verfolgung oder Bestrafung einer Person aus Gründen ihres 
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Geschlechts, ihrer Rasse, Religion, ethnischen Herkunft, Staatsangehörigkeit, Spra-
che, politischen Überzeugung oder sexuellen Ausrichtung erlassen wurde oder 
dass die Stellung dieser Person aus einem dieser Gründe beeinträchtigt werden 
kann. 

____________________ 

10. Sonstiges 

Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über bestimmte 
Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämpfung von Diskriminierungen - ABl. C 369 
vom 21.12.1999, S. 3-19 

Erläuterung des Maßnahmenpakets der Kommission  zur Bekämpfung von Diskrimi-
nierungen, vor allem der Entwürfe für die Richtlinien und 2000/43/EG und 
2000/78EG 

____________________ 

Leitfaden für die Pflichten der Beamten und Bediensteten des Europäischen 
Parlaments - ABl. C 97 vom 05.04.2000 S. 1 - 12 

III. Beziehungen zu den Bürgern 

4. Der Beamte bzw. Bedienstete muss in Ausübung seiner Funktionen und bei der 
Bearbeitung eines Antrags oder einer Angelegenheit stets jegliche Diskriminierung 
aufgrund von Nationalität, Geschlecht, Rasse oder ethnischer Herkunft, Kultur, Reli-
gion, Alter, Sprache, sexueller Orientierung oder körperlicher Merkmale vermeiden. 
Ferner darf er die ihm übertragenen Befugnisse bei der Ausübung seines Amtes 
niemals missbrauchen. 

____________________ 

Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten zur Festlegung der Leitlinien für 
die Gemeinschaftsinitiative EQUAL über die transnationale Zusammenarbeit bei der 
Förderung neuer Methoden zur Bekämpfung von Diskriminierungen und Ungleichhei-
ten jeglicher Art im Zusammenhang mit dem Arbeitsmarkt - ABl. C 127 vom 
05.05.2000, S. 2-10 

II. POLITISCHER KONTEXT 

8. Auf Gemeinschaftsebene besteht eine integrierte Strategiezur Bekämpfung von 
Diskriminierungen (insbesondere von Diskriminierungen aus Gründen des Ge-
schlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschau-
ung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung) und von sozia-
ler Ausgrenzung. EQUAL mit dem Hauptgewicht auf dem Arbeitsmarkt wird Teil die-
ser Strategie sein. Die Initiative wird andere einschlägige Politiken, Instrumente und 
Maßnahmen ergänzen, die über den Arbeitsmarkt hinausreichen, insbesondere die 
spezifischen Rechtsvorschriften und Aktionsprogramme im Rahmen der Artikel 13 
und 137 des Vertrags. Die Kommission und die Mitgliedstaaten werden für die Kohä-
renz zwischen EQUAL und den entsprechenden Maßnahmen sorgen. EQUAL wird 
daher entscheidend zur Verknüpfung der von der EU unterstützten Aktionen im 
Rahmen der Artikel 13 und 137, den vom ESF unterstützten Programmen und zu den 
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politischen Zielen beitragen, die im Rahmen der Europäischen Beschäftigungsstrate-
gie verfolgt werden. 

III. ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE 

Thematischer Ansatz 

14. Die Mitgliedstaaten müssen ihre Strategie für EQUAL auf der Grundlage von 
Themenbereichen formulieren, die mit den vier Säulen der europäischen Beschäfti-
gungsstrategie in Zusammenhang stehen. Innerhalb dieser Bereiche haben die Mit-
gliedstaaten sicherzustellen, dass ihre Vorschläge in erster Linie denjenigen zugute-
kommen, die den wichtigsten Formen von Diskriminierungen (aus Gründen des Ge-
schlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschau-
ung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung) und von Un-
gleichheiten ausgesetzt sind. Alle entsprechenden Gruppen müssen uneinge-
schränkt Zugang zu jedem Themenbereich haben. Im Rahmen dieses horizontalen 
Ansatzes ist die Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern Teil der 
Themenbereiche aller vier Säulen, ebenso wird sie über spezifische Maßnahmen 
innerhalb der vierten Säule angestrebt. 

____________________ 

Geschäftsordnung der Kommission (K(2000) 3614) - ABl. L 308 vom 08.12.2000, 
S. 26-34 

1. ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE GUTER VERWALTUNGSPRAXIS 

Die Kommission beachtet in ihren Beziehungen zur Öffentlichkeit die folgenden 
Grundsätze: 

Diskriminierungsverbot und Gleichbehandlung 

Die Kommission befolgt den Grundsatz der Nichtdiskriminierung und garantiert ins-
besondere die Gleichbehandlung der Bürger unabhängig von ihrer Nationalität, Ge-
schlechtszugehörigkeit, Rasse oder ethnischen Zugehörigkeit, Religion oder Weltan-
schauung, Behinderung, Alter oder sexuellen Ausrichtung. Somit muss jedwede 
Ungleichbehandlung ähnlicher Fälle durch die Umstände des Einzelfalls sachlich be-
gründet sein. 

____________________ 

Beschluss der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeits-
bedingungen vom 11. Februar 2000 zur Aufstellung eines Kodex für gute Verwal-
tungspraxis - ABl. L 316 vom 15.12.2000, S. 69-73 

Artikel 5 - Nichtdiskriminierung 

(3) Der/die Bedienstete enthält sich insbesondere jeder ungerechtfertigten unter-
schiedlichen Behandlung von Einzelpersonen aus Gründen der Nationalität, des Ge-
schlechts, der rassischen oder ethnischen Herkunft, der Religion oder des Glaubens, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung. 

____________________ 
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Beschluss der Europäischen Umweltagentur vom 20. März 2000 zur Aufstellung 
eines Kodex für gute Verwaltungspraxis der Agentur - ABl. L 216 vom 
26.08.2000, S. 15-19 

Artikel 5 - Nichtdiskriminierung 

(3) Der Beamte enthält sich insbesondere jeder ungerechtfertigten unterschiedlichen 
Behandlung von Einzelpersonen aus Gründen der Nationalität, des Geschlechts, der 
rassischen oder ethnischen Herkunft, der Religion oder des Glaubens, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung. 

____________________ 

Kodex für gute Verwaltungspraxis im Gemeinschaftlichen Sortenamt ABl. C 371 
vom 23.12.2000, S. 14-17 

Artikel 5 - Nichtdiskriminierung 

(3) Der Beamte enthält sich insbesondere jeder ungerechtfertigten unterschiedlichen 
Behandlung von Einzelpersonen aus Gründen der Nationalität, des Geschlechts, der 
rassischen oder ethnischen Herkunft, der Religion oder des Glaubens, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung. 

____________________ 

Beschluss 2006/32/EG der Kommission vom 20. Januar 2006 zur Einsetzung ei-
ner hochrangigen Expertengruppe für Fragen der sozialen Integration ethnischer 
Minderheiten und ihrer uneingeschränkten Beteiligung am Arbeitsmarkt - ABl. C 292 
vom 24.11.2005, S. 5-6 

Erwägungsgrund 1 

Gemäß Artikel 13 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft kann 
der Rat geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu be-
kämpfen. 

 


